
Sozialgericht Köln, S 4 AS 2053/16

24.01.2017

Sozialgericht Köln

4. Kammer

Urteil

S 4 AS 2053/16

ECLI:DE:SGK:2017:0124.S4AS2053.16.00

Datum:

Gericht:

Spruchkörper:

Entscheidungsart:

Aktenzeichen:

ECLI:

 
Landessozialgericht NRW, L 12 AS 235/17

Grundsicherung für Arbeitsuchende

rechtskräftig

Nachinstanz:

Sachgebiet:

Rechtskraft:

 
Tenor:

Die Klage wird abgewiesen. Die notwendigen außergerichtlichen
Kosten des Klägers sind nicht zu erstatten.

 
Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Aufhebung eines Änderungsbescheides in Folge der
Feststellung des vollständigen Wegfalls von Arbeitslosengeld II. Der alleinstehende Kläger ist
1969 geboren. Er ist selbständiger Rechtsanwalt und betreibt seine Tätigkeit von seinem
Wohnsitz aus. Seit 2007 bezieht er Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II). Mit Bewilligungsbescheid vom 14.04.2016 bewilligte
der Beklagte dem Kläger SGB II Leistungen in Höhe von insgesamt 735,00 EUR
(Regelbedarf in Höhe von 404,00 EUR und Kosten der Unterkunft und Heizung in Höhe von
331,00 EUR) für den Zeitraum 01.05.2016 bis zum 31.10.2016. Mit Bescheid vom 15.04.2016
stellte der Beklagte für den Zeitraum vom 01.05.2016 bis zum 31.07.2016 den vollständigen
Wegfall des Anspruchs des Klägers auf Arbeitslosengeld II fest. Gleichzeitig hob er den
vorangegangenen Bewilligungsbescheid vom 14.04.2016 für den entsprechenden Zeitraum
gemäß § 48 Abs. 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) auf. Am selben Tag
erließ der Beklagte einen Änderungsbescheid und hob in diesem Zusammenhang den bisher
ergangenen Bescheid vom 14.04.2016 für den Zeitraum vom 01.05.2016 bis zum 31.07.2016
ebenfalls auf und setzte die SGB II Leistungen des Klägers für diesen Zeitraum vorläufig mit
0 EUR fest. Nach der Begründung erfolge der Änderungsbescheid vom 15.04.2016 im Zuge
der Umsetzung der Feststellung des vollständigen Wegfalls des Anspruches des Klägers auf
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Arbeitslosengeld II vom 15.04.2016. Der Kläger erhob am 19.04.2016 Widerspruch sowohl
gegen den Minderungs- und Aufhebungsbescheid vom 15.04.2016 als auch gegen den
Änderungsbescheid vom 15.04.2016. Seinen Widerspruch gegen den Änderungsbescheid
vom 15.04.2016 begründete er damit, dass der Änderungsbescheid erneut eine Aufhebung
seiner Leistungen nach dem SGB II für den Zeitraum vom 01.05.2016 bis zum 31.07.2016
verfüge. Mit Widerspruchsbescheid vom 26.04.2016 wies der Beklagte den Widerspruch des
Klägers gegen den Änderungsbescheid als unzulässig zurück. Der Änderungsbescheid sei
eine wiederholende Verfügung und daher kein Verwaltungsakt der Gegenstand eines
Widerspruchsverfahrens sein könne.

Der Kläger hat am 27.05.2016 Klage gegen den Widerspruchsbescheid vom 26.042016
erhoben. Nachdem der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 26.10.2016 auch den
Widerspruch des Klägers gegen Minderungs- und Aufhebungsbescheid vom 15.04.2016 als
unbegründet zurück gewiesen hat, hat der Kläger auch gegen diesen Widerspruchsbescheid
Klage erhoben. Das Verfahren ist unter dem Aktenzeichen S 4 AS 4157/16 bei Gericht
anhängig. Der Kläger beantragt sinngemäß, den Änderungsbescheid vom 15.04.2016 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.04.2016 aufzuheben. Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen Zur Begründung verweist der Beklagte auf seine Ausführungen im
Widerspruchsbescheid vom 26.04.2016. Mit Schriftsatz vom 20.01.2017 lehnte der Kläger
Richter Dr. T wegen Besorgnis der Befangenheit ab. Richter Dr. T habe sich aus Sicht des
Klägers in einer anderen Sache mit dem Aktenzeichen S 4 AS 2836/16 der Rechtsbeugung
zum Nachteil des Klägers schuldig gemacht und seine Prozessgrundrechte verletzt. Die
Verstöße seien so schwerwiegend, dass sie über die Sache S 4 AS 2836/16 hinaus auf den
vorliegenden Rechtsstreit wirken. Mit Beschluss vom 23.01.2017 wies die 38. Kammer des
Sozialgerichts Köln (S 38 SF 393/16 AB) den Befangenheitsantrag des Klägers in der Sache
S 4 AS 2836/16 zurück. Der Befangenheitsantrag sei erst nach dem verkündeten und
abgesetzten Urteil gestellt worden und im Übrigen auch unbegründet. Für die weiteren
Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Streitakte sowie die darin enthaltenen
Schriftsätze, die der Kammer vor der Entscheidung vorlagen, verwiesen.

Entscheidungsgründe:

Trotz Ausbleibens des Klägers im Termin zur mündlichen Verhandlung hat die Kammer
verhandeln und entscheiden können. Der Kläger ist ausweislich der Zustellungsurkunde am
24.12.2016 ordnungsgemäß zum Verhandlungstermin geladen worden. Darin wurde auch auf
die Möglichkeit hingewiesen, dass auch im Falle des Ausbleibens des Klägers verhandelt
werden könne (vgl. § 110 Abs. 1 S. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Das Gericht konnte
abweichend vom § 60 SGG i.V.m. § 45 Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO) in voller Besetzung
zusammen mit dem Richter Dr. T über den Befangenheitsantrag des Klägers vom 20.01.2017
entscheiden. Die grundsätzliche Möglichkeit, dass über ein Ablehnungsgesuch der
abgelehnte Richter selbst befindet, ist der deutschen Rechtsordnung nicht fremd. Zwar sieht
das Gesetz selbst sie nicht vor; sie ist jedoch in Rechtsprechung und Literatur so lange und
einhellig anerkannt, dass sie teilweise bereits als gewohnheitsrechtlich gefestigt gesehen
wird. Voraussetzung dafür ist aber, dass das Ablehnungsgesuch bereits offensichtlich
unzulässig und rechtsmissbräuchlich ist (vgl. Vollkommer, in: Zoller, ZPO, 31. Aufl. 2016, §
45 Rn. 4). Der Antrag des Klägers vom 20.01.2017 Richter Dr. T wegen Besorgnis der
Befangenheit abzulehnen, ist bereits offensichtlich unzulässig und rechtmissbräuchlich. Der
Kläger begründet seinen Antrag allein mit einer behaupteten Besorgnis der Befangenheit in
dem bereits abgeschlossenen Verfahren S 4 AS 2836/16. Über diesen Antrag hat die 38.
Kammer des Sozialgerichts am 23.01.2017 entschieden und ihn zurückgewiesen, weil unter
anderem eine Besorgnis der Befangenheit gegenüber dem Richter Dr. T nicht bestanden
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habe. Der Kläger hat vorliegend keine anderen Ablehnungsgründe, als diejenigen, über die
bereits in dem Verfahren S 38 SF 393/16 AB entschieden worden ist, gegenüber Richter Dr.
T vorgetragen. Sein Ablehnungsgesuch weist daher keinen nachvollziehbaren Bezug zum
konkreten Rechtsstreit auf und ist daher bereits als offensichtlich unzulässig und
rechtsmissbräuchlich zurückzuweisen (vgl. zur offensichtlicher Unzulässigkeit von
Ablehnungsgesuchen Wolff-Dellen, in: Breitkreuz/Fichte, SGG 2. Aufl. 2014, § 60 Rn. 79 f.).
Da der Kläger bis zur mündlichen Verhandlung seine Klage weder begründet noch einen
Antrag gestellt hat, war die Klage, unter Berücksichtigung des wirklichen Willens nach dem
Meistbegünstigungsgrundsatz so auszulegen (§ 123 SGG), dass das Begehren des Klägers

möglichst weitgehend zum Tragen kommt (vgl. m.w.N. BSG, Urt. v. 27.09.2011 — B 4 AS
160/10 R — juris Rn. 14). Es ist somit davon auszugehen, dass der Kläger die Aufhebung
des Änderungsbescheides vom 15.04.2016 begehrt. Gestützt wird diese Auslegung durch die
Begründung des Klägers im Widerspruchsverfahren, wonach dieser Bescheid seinen
Anspruch auf Arbeitslosengeld II erneut aufhebe. Würde der Änderungsbescheid vom
15.04.2016 aufgehoben werden, dann wäre die "doppelte Beschwerde" des Klägers
behoben. Die so verstandene Klage auf Aufhebung des Änderungsbescheides vom
15.04.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.04.2016 ist jedoch wegen
doppelter Rechtshängigkeit bereits unzulässig. Der Klage steht die Rechtshängigkeit des
Verfahrens S 4 AS 4157/16 entgegen. In diesem Verfahren ist der Minderungs- und
Aufhebungsbescheid vom 15.04.2016 und der Änderungsbescheid vom 15.04.2016
Streitgegenstand. Erlässt der SGB II Leistungsträger sowohl einen Bescheid, mit dem er das
Arbeitslosengeld II für einen bestimmten Zeitraum um einen bestimmten Betrag mindert (hier
der Minderungs- und Aufhebungsbescheid vom 15.04.2016), als auch einen
Änderungsbescheid, der die geminderten Beträge berücksichtigt (hier der
Änderungsbescheid vom 15.04.2016), dann stellen diese Bescheide eine rechtliche Einheit
im Sinne eines einheitlichen Bescheides zur Höhe des Arbeitslosengeldes II in dem von der
Absenkung betroffenen Zeitraum dar (vgl. LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 26.10.2016
— L 12 AS 1317/16 13 ER und S. Knickrehm/Hahn, in: Eicher, SGB II, 3. Aufl. 2013, § 31b
Rn.8). Der Änderungsbescheid vom 15.04.2016 setzt die Aufhebung aus dem Minderungs-
und Aufhebungsbescheid vom 15.04.2016 lediglich um.

6

 

http://www.nrwe.de

